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Obschon vielfältig präsent und besonders in
den achtziger Jahren ein durchaus verita-
bler Forschungsgegenstand, fristet die Ge-
schichte der Sozialpolitik ein Schattendasein
in der westdeutschen Historiographie. Zwi-
schen Politikgeschichte und historischer So-
zialwissenschaft hat sie sich trotz einzelner
namhafter Vertreter nicht als eigene Diszi-
plin etablieren können. Das spiegelt die Mü-
hen einer materiell-deskriptiven Sozialpoli-
tikgeschichte und die traditionell disziplin-
übergreifende Bedeutung der Soziologie auch
für die historische Dimension der Sozialpoli-
tik wider, wird aber der Relevanz von sozial-
politischer Regulierung und Praxis als (De-)
Stabilisierungsfaktor für politische und sozia-
le Systeme im 19. und 20. Jahrhundert nicht
gerecht. Letztere ist vor allem für die Zeit des
Nationalsozialismus, aber auch für die DDR
zunehmend herausgearbeitet worden, wäh-
rend Arbeiten mit ähnlicher Fragestellung für
das Kaiserreich, die Weimarer Republik und
die Bundesrepublik nur vereinzelt zu finden
sind. Eine Gesellschaftsgeschichte der Sozial-
politik steht noch aus.

Der vorliegende Sammelband, aus einer
Sektion des 41. Deutschen Historikertages in
München 1996 hervorgegangen, hat zum Ziel,
die synchronen und diachronen Beziehungen
zwischen der Sozialpolitik im Nationalsozia-
lismus, in der Bundesrepublik und in der
DDR herauszuarbeiten und auf die Sozialpo-
litik der Weimarer Republik zurückzubezie-
hen. In seiner Einführung stellt Hans Günter
Hockerts als Herausgeber des Bandes gleich
zu Beginn die weitreichende, den Titel „Drei
Wege deutscher Sozialstaatlichkeit“ erklären-
de „Grundthese“ auf, aus einer „spannungs-
reichen Gemengelage verschiedener Optio-
nen und Ordnungsideen“ der Weimarer Re-
publik hätte sich in den drei folgenden poli-
tischen Ordnungen in Deutschland aufgrund
spezifischer und „teilidentischer“ Übernah-

men eine „unterscheidbare historia tripartita“
entwickelt (S. 7). Bereits im Ansatz betont die-
ses Konzept somit die relative, von einer ge-
meinsamen Basis ausgehende Nähe der be-
trachteten sozialpolitischen Ordnungen. Sie
wird durch eine weitere Annahme zudem
als betont „deutsche Sozialstaatlichkeit“ pro-
filiert, mit der schon vorab die endogenen
stärker als die exogenen Einflüsse (Moder-
nisierung, Amerikanisierung, Sowjetisierung)
gewichtet werden (S. 8f.). Leitaspekt aller Bei-
träge ist die Relation von politischem System
und sozialpolitischem Regime.

Den Autoren wurde zur Aufgabe gestellt,
im Wege eines mehrschichtigen Vergleichs die
diachrone Tradierung von Traditionsbestän-
den und Optionen in den Blick zu nehmen,
Gemeinsamkeiten und Unterschiede von NS-
Zeit, Bundesrepublik und DDR herauszu-
arbeiten und die synchrone Beziehungsge-
schichte der politischen Systeme einzubezie-
hen. Die Kapitel des Bandes sind nach Be-
reichen der Sozialpolitik aufgeteilt, innerhalb
derer die Autoren in unterschiedlicher Wei-
se dem geforderten Vergleich nachgekommen
sind. Einigen Beiträgen ist dabei mehr als
anderen das begrüßenswerte Bemühen ab-
zulesen, sich enger an Konzeptvorgaben ge-
halten zu haben (so eröffnen Hachtmann,
Süß und Schulz jeweils mit einem Abschnitt
zu Leitbildern). Bis auf Axel Schildts Über-
sicht zur Wohnungspolitik sind die Beiträge
selbst nach systematischen Kriterien struktu-
riert und werden Nationalsozialismus, Bun-
desrepublik und DDR innerhalb der Ab-
schnitte aufeinander bezogen.

Rüdiger Hachtmanns Text zur „Arbeitsver-
fassung“ breitet, die jeweiligen Spielräume
der Arbeiterselbstorganisation betonend, in
luzider Weise Grundlinien des Arbeitsrechts
aus. Für die Gesundheitspolitik hat Win-
fried Süß entlang systemspezifischer „Funk-
tionszuweisungen“ Regimeprofile herausge-
arbeitet, die er vor allem auf die gestalten-
de Macht der politischen Ordnungen zurück-
führt. Christoph Conrads Beitrag zur Alterssi-
cherung schließt sich Günther Schulz, eigent-
lich ausgewiesener Kenner zur Wohnungs-
politik, mit einem Abschnitt zur sozialen Si-
cherung von Frauen und Familien an. An-
gesichts der zentralen Bedeutung der sozia-
len Sicherung für die deutsche sozialstaat-
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liche Tradition hätten diese beiden Beiträge
auch demjenigen der Gesundheitspolitik vor-
angestellt werden können, wobei die getrof-
fene Entscheidung der auch in dem Beitrag
von Süß zum Ausdruck kommenden beson-
deren Privilegierung der Gesundheitspolitik
in den Diktaturen geschuldet ist. Axel Schildt
hat sich im Fall der Wohnungspolitik als ein-
ziger für eine chronologische Darstellung ent-
schieden, der Wilfried Rudloffs Beitrag zur
öffentlichen Fürsorge - mit einem ausführli-
chen Teil zur Jugendfürsorge - sinnvoll ange-
schlossen ist. Konzeptionell aus dem Rahmen
fallen Lutz Raphaels Ausführungen zu den
„Experten im Sozialstaat“, die einen bislang
vernachlässigten Aspekt der Sozialstaatsge-
schichte beleuchten.

Die Abfolge der Beiträge ist nachvollzieh-
bar, zeigt aber bereits eines der Probleme des
angestrebten breiten Vergleichs an. Das unter-
schiedliche historische Gewicht der behandel-
ten sozialpolitischen Bereiche in den jeweili-
gen politischen Ordnungen kann nicht ent-
sprechend in Auswahl und Anordnung ab-
gebildet werden. Das zeigt sich bereits am
ebenso programmatischen wie gesamtkon-
zeptionell problematischen Text von Hacht-
mann: Arbeitsrecht und Arbeitsordnung sind
hinsichtlich der Gestaltungskraft sozialpoliti-
scher Komponenten Themen vor allem der
Weimarer Republik; Traditionsbruch in Na-
tionalsozialismus und DDR, vor allem aber
die von beiden und ebenso in der Bundes-
republik betriebene Gewichtsverlagerung hin
zu einer in unterschiedlichen Formen mit Re-
pressionen aufgeladenen sozialen Angebots-
politik können in den Einzelbeträgen nicht
recht deutlich werden. Die Kontinuitäten in
den Teilbereichen betonend, ist der teils sä-
kulare, teils politisch induzierte Strukturwan-
del der Sozialpolitik im 20. Jahrhundert im
vorliegenden Band unterbelichtet. Zudem ist
der trotz der systematischen Fragestellung
unübersehbare - und darin überaus nützli-
che - Handbuchcharakter des Bandes gera-
de durch die Aufteilung nach sozialpoliti-
schen Gebieten verstärkt worden. Eine enge-
re Vernetzung wäre wünschenswert und auch
über thematische und übergreifende Kapitel-
zuschnitte („Arbeit“ im umfassenderen Sinn,
„Familie“, Geschlecht als Faktor der sozialpo-
litische Regulierung) möglich gewesen. Das

hätte auch eher eine zeitliche und systemische
Kontextualisierung der Maßnahmen ermög-
licht.

Insgesamt ergeben die Beiträge, die sich
durchweg auf hohem Niveau einer systema-
tisch angelegten und durch den Vergleich be-
dingten verdichteten Analyse bewegen, ein
informatives Bild, dessen Einzelaspekte hier
nicht referiert werden können.

Die Stärke des gewählten Ansatzes und
der Beiträge liegt in dem Bemühen, typolo-
gische Unterscheidungen zu treffen und be-
griffliche Kategorien für die zusammenfüh-
renden Betrachtungen der verschiedenen po-
litischen Ordnungen zu finden. Der Fokus
ist jedoch durch die Frage nach dem Ver-
hältnis von Staat und Sozialpolitik zu rigi-
de vorgegeben. Nur selten wird Sozialpo-
litik jenseits dieses etatistisch ausgerichte-
ten Zugriffs verstanden, mit dem selbst ein
für Deutschland zentrales Charakteristikum
der sozialpolitischen Tradition deutlich, aber
nicht problematisiert wird. So fehlen Beiträ-
ge zur privaten, sozialen und kirchlichen kari-
tativen Tätigkeit. Gleichzeitig werden jedoch
durch den gewählten Zugang unterschiedli-
che Kontinuitätsmuster in den jeweiligen Be-
reichen und engere oder weitere Anbindun-
gen an die Weimarer Sozialstaatlichkeit (be-
sonders groß im Bereich des Wohnungsbaus,
schwächer im Bereich der sozialen Sicherung)
sichtbar. Trotz vieler Ähnlichkeiten, die für
den Nationalsozialismus und die DDR kon-
statiert werden (präventive Gesundheitspoli-
tik, Pronatalismus), betonen die Beiträge doch
durchgängig den grundlegenden Unterschied
der auf Enthemmung angelegten sozialpoliti-
schen Ordnung in der NS-Zeit.

Überraschendes findet sich jedoch selten.
Zu sehr dominiert letzten Endes auf dem
knappen Raum das Bild einer Sozialpolitik
als Epiphänomen der politischen Ordnung,
die deren Prämissen folgt; in Begriffen wie
„Laboratorium“ oder „Versuchsanordnung“,
die Sozialpolitik faktisch zum Gestaltungs-
feld politischer Ordnungen erklären, schlägt
sich diese Auffassung auch konzeptionell nie-
der. Hockerts hatte dies bereits einführend
vorweggenommen: Die Autoren fragten mehr
nach dem Sozialstaat als „Produkt“ denn als
„Produzent von Verhältnissen“ (S. 11). Inso-
fern werden neben einer breiten Detailfül-
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le (insbesondere bei Schulz und Schildt) be-
kannte Profile der Sozialstaatlichkeit bestä-
tigt. Der widerständige Blick, der sich aus
der praktischen Aneignung dieser sozialpo-
litischen Vorgaben, aus ihrem erfahrungsge-
schichtlichen Niederschlag und aus den In-
konsistenzen, die in der sozialen Praxis deut-
lich wurden, fehlt in den Beiträgen weitge-
hend. Sozialpolitik wird als Sozialstaatlich-
keit auf den institutionellen Rahmen und die
systemisch-strukturellen Konsequenzen be-
schränkt. Die Frage nach den Integrationsleis-
tungen und den Desintegrationspotentialen
der Sozialpolitik für die politischen Ordnun-
gen lassen sich - wie etwa die Arbeiten von
David Crew zur Weimarer Republik zeigen -
angemessen nur durch diese ergänzende Per-
spektive ausloten. Die gesellschaftsgeschicht-
liche Integration der Historiographie der So-
zialpolitik ist adäquat nur durch einen sol-
chen „doppelten Blick“ zu leisten.

Zwei Beiträge unterscheiden sich von den
übrigen Abschnitten: der knappe Aufsatz von
Christoph Conrad zur Alterssicherung durch
seine dezidiert theoriegeleitete Interpretation
und in konzeptioneller Hinsicht Lutz Rapha-
els Ausführungen zu den „Experten im Sozi-
alstaat“. Conrad führt das aus der Technik-
und Wirtschaftsgeschichte stammende Kon-
zept der „Pfadabhängigkeit“ ein und stellt
es dem eher für synchrone Betrachtungen
vorzubehaltenden Begriff des „Wohlfahrtsre-
gimes“ an die Seite, um längerfristige Pro-
zesse durch die Betrachtung von „geschicht-
liche(n) Weichenstellungen und (der) Selbst-
verstärkung anhaltender Entwicklungen“ er-
fassen zu können. Diese methodische Varia-
ble, die institutionelle Prägekräfte auch in der
Verbindung mit dem bestehenden Personal
betonen ließe, weicht Conrad aber selbst auf,
indem er schließlich doch auf „diskursive Pfa-
de“ (S. 115) zurückgreift. Konzeptionell quer
zu den übrigen Beiträgen hat Lutz Rapha-
el die Rolle der Experten - und damit an ei-
nem Beispiel auch die Frage der institutionel-
len Kontinuitäten - vergleichend analysiert.
Hier wird deutlich, wie sich personelle Kon-
tinuität und der Rückgriff auf den in der Wei-
marer Republik erst entstehenden „Sachver-
ständigen“ unterschiedlich auf die in hohem
Maße personell improvisierte Beraterstruktur
in der NS-Zeit, die Entprofessionalisierung in

der DDR und die Reprofessionalisierung in
der Bundesrepublik auswirkte. Von hier aus
läßt sich unter dem Stichwort „Diskurs“ ein
weiterer, vom vorliegenden Band ausgespar-
ter Bereich ansprechen, der die Legitimati-
onsstruktur und auch hier die legitimatori-
sche Bezugnahme oder Absetzung von vor-
herigen sozialpolitischen Leitbildern in ihrer
ordnungspolitischen Wirksamkeit hätte aus-
messen lassen. Auf dieser Ebene gab es, wie
an einigen Stellen des Bandes auch deutlich
wird, ganz eigene begrifflich-konzeptionelle
Tradierungen und diskursive Aufladungen,
die über die Systemgrenzen hinweg wirkten.

Die Beiträge dieses Bandes zeigen in der
Gesamtschau, daß eine Periodisierung ent-
lang der politischen Epochen rasch an ihre
Grenzen kommt. Deutlich zeichnen sich die
Jahre um 1930 und Ende der fünfziger Jahre
für die Bundesrepublik als Prägephasen ab.
Auch die entscheidende Prägung für die Wei-
marer Republik reicht in den Ersten Weltkrieg
zurück. Diese Übergangsphasen hätten einer
genaueren Betrachtung bedurft. Desgleichen
wäre eine stärkere Hinwendung vom Ergeb-
nis zur Genese der sozialpolitischen Ordnun-
gen vielfach hilfreich gewesen. Das kaum ein-
bezogene Kaiserreich, dessen zentrale Traditi-
onsprägungen (Sozialversicherung, Beamten-
tum, Sicherheitsdenken) weitgehend unbe-
rücksichtigt geblieben sind, erscheint wie die
Weimarer Republik und streckenweise auch
die Bundesrepublik zu sehr als statische Ver-
gleichsgröße, die nicht in ihrer Entwicklung
differenziert werden. Das gilt besonders für
die Bundesrepublik, die in der Regel erst für
den Zeitraum nach der sozialpolitischen Kon-
solidierung Ende der fünfziger Jahre herange-
zogen wird, auch wenn eigentlich die „forma-
tiven Jahre“ (S. 10) thematisiert werden soll-
ten. Und auch für die Gewichtung der en-
dogenen und exogenen Faktoren wären mehr
Rückblicke in die Zeit des Kaiserreichs erhel-
lend gewesen: Die von Christoph Conrad ge-
rade mit der Absicht, längerfristige Perspek-
tiven zu gewinnen, eingeführte „Pfadabhän-
gigkeit“ hätte sich auch an der Tatsache erwei-
sen lassen, daß die intensive internationale
Kommunikation über Wege der Sozialpolitik
bereits um 1900 zur Manifestierung bestimm-
ter Profile geführt hatte, auf dessen nationa-
lem Sonderwegsbewußtsein auch die späte-
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ren Formen von Adaption und Abwehr auf-
ruhen.

Die breit gehaltene Grundthese von der
Weimarer Republik als Optionspool wird
zwar mit wiederholten Bezugnahmen solide
unterfüttert, aber nur gelegentlich auch an-
hand der konkreten Übernahme- und Ab-
grenzungsprozesse in den Umbruchphasen
konkretisiert (etwa hinsichtlich des beteilig-
ten Personals oder der genauen Herkunft der
Leitbilder und Konzepte, deren verfügbare
Vielfalt mehr über die Weimarer Republik -
und den bereits dort zumindest im diskur-
siven Bereich etwa mit Blick auf die Sowjet-
union stattfindenden „kulturellen Transfer“ -
als über die tatsächlichen Adaptionsprozes-
se in den Nachfolgestaaten aussagt). Zudem
wird der Spielraum, die Grundthese zu bele-
gen, durch variierende Bezugnahmen auf här-
tere institutionelle oder, was deutlich häufiger
geschieht, auf weichere „programmatische“
(S. 228) Bestände der Sozialpolitik der Wei-
marer Republik erhöht. Darüber hinaus er-
wecken die Beiträge insgesamt den Eindruck,
daß trotz der vielfältigen Bezüge auf beste-
hende Traditionen letzten Endes doch die
ideologisch induzierten, wirtschaftlichen und
pragmatischen Herausforderungen der jewei-
ligen Zeit - besonders deutlich an dem am
stärksten an der „Nachfrageproblematik“ ori-
entierten Beitrag von Axel Schildt zur Woh-
nungspolitik - von größerem Gewicht für die
Ausgestaltung der Sozialstaatlichkeit waren.
Die unterstellte Prägekraft Weimarer Traditio-
nen wird schließlich durch die gemeinsame
Eigentümlichkeit der drei verglichenen poli-
tischen Ordnungen verwischt, sowohl eigene,
neue „Wege“ beschritten zu haben (Euthana-
sie und dynamische Rentenformel sind hier-
für zwei konträre Beispiele), als auch system-
immanente Widersprüche (defizitärer Woh-
nungsbau in der DDR bei gleichzeitigem Pro-
natalismus, Kostenexplosion im Gesundheits-
wesen in der Bundesrepublik) produziert zu
haben.

Der Pragmatismus des Beibehaltens und
die Vielfalt der Abwandlungen sprechen we-
niger für die Prägekraft der Weimarer Sozi-
alstaatlichkeit als vielmehr für deren sozial-
politische Polarisierungen im konzeptionel-
len und exekutiven Bereich, die Ausdruck der
Spannbreite politischer Konzeptionen in der

ersten deutschen Demokratie war. Die Wei-
marer Sozialstaatlichkeit kann heute nur des-
halb als gemeinsame Bezugsgröße der späte-
ren sozialpolitischen Regime auf deutschem
Boden lokalisiert werden, weil diese selbst
erst aus den Folgen des politischen Sprengpo-
tentials dieser zunehmend versäulten Vielfalt
hervorgegangen sind.
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